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Vorwort zur 3. Auflage 

Die 1. Auflage (1945) und die 2. Auflage (1949) dieses Buches entsprangen 
dem Wunsche, ein oft geändertes Gesetz in seinem derzeitigen Wort lau t 
klargestellt zu sehen und das ohne Wort lautänderung daneben geltende, 
inhaltlich abweichende Recht alsbald zur Hand zu haben. Diesen unüber-
sichtlichen Rechtszustand ha t zugleich mit der bedauerlichen Rechtszer-
spli t terung das Gesetz zur Wiederherstellung der Rechtseinheit usw. (kurz: 
Wiedervereinheitlichungsgesetz) vom 12. 9. 1950 wenigstens fü r das Gebiet 
der westdeutschen Bundesrepublik erfreulicherweise beendet. Aber auch 
je tz t noch gelten, insbesondere im Vollstreckungsrecht, neben dem Haup t -
gesetz so viele einzelne Rechtsvorschriften, daß eine Neuauflage des Buches 
gerechtfertigt erscheint. Die 3. Auflage konnte durch Wegfall der vielen 
aufgehobenen und ferner der zeitlich überholten Nebengesetze stark ent-
lastet werden. Um die Ausgabe recht handlich zu gestalten, sind außerdem 
solche Nebengesetze nicht wieder abgedruckt, deren Anwendung für das 
ordentliche Gericht nur selten in Betracht kommt. Weggelassen ist auch 
die Übersicht über die AVen des R J M . zum Zivilprozeß, da die Zahl der 
fortgeltenden immer mehr zusammenschrumpft und ihre Bedeutung immer 
mehr abnimmt . Neu aufgenommen sind dagegen die einschlägigen Vor-
schriften des Grundgesetzes, des Gesetzes über das Bundesverfassungs-
gericht, die Übergangsvorschriften des Wiedervereinheitlichungsgesetzes 
und das fü r die Abgrenzung der deutschen Gerichtsbarkeit wichtige Gesetz 
Nr. 13 der Hochkommission. In ältere Gesetze sind die nach der s taats-
rechtlichen Neuordnung je tz t zuständigen Dienststellen k ra f t Art. 129 des 
Grundgesetzes eingefügt, die DM-Währung kra f t § 2 des Währungsgesetzes 
(Gesetz Nr. 61 der amerikan. und der brit . = Gesetz Nr. 158 der franz. 
Militärregierung). 

Möge das Buch auch in seiner jetzigen Gestalt dem Lernenden und dem 
die Rechtspflege Ausübenden ein willkommener Helfer sein! 

Hamm, den 1. Mai 1951 

Dr. Hanswerner Müller 
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I . 

Zivilprozeßordnung 
vom 30. Januar 1877 (RGBl . S. 83) in der Fassung des Bundesgesetzes 

vom 12. September 1950 (BGBl . S. 455, 533) 

Inhaltsübersicht zur Zivilprozeßordnung 
§§ 

I . Buch: Allgemeine Bestimmungen 1 — 17 
1. Abschnitt : Gerichte 

1. Titel : Sachliche Zuständigkeit der Gerichte . 1 — 11 
2. ,, : Gerichtsstand 1 2 — 37 
3. ,, : Vereinbarung über die Zuständigkeit der 

Gerichte : . . 3 8 — 40 
4. ,, : Ausschließung und Ablehnung der Ge-

richtspersonen 4 1 — 49 
2. Abschnitt : Parteien 

1. Titel : Parteifähigkeit. Prozeßfähigkeit . . . . 5 0 — 58 
2. „ : Streitgenossenschaft 5 9 — 63 
3. ,, : Beteiligung Dritter am Rechtsstreit . . 6 4 — 77 
4. ,, : Prozeßbevollmächtigte und Beistände . 7 8 — 90 
5. ,, : Prozeßkosten 91—107 
6. ,, : Sicherheitsleistung 108—113 
7. „ : Armenrecht 114—127 

3. Abschnitt : Verfahren 
1. Titel : Mündliche Verhandlung 128—165 
2. ,, : Verfahren bei Zustellungen 

I. Zustellungen auf Betreiben der Par-
teien • . 166—207 

I I . Zustellungen von Amts wegen . . . . 208—213 
3. ,, : Ladungen, Termine und Fristen . . . . 214—229 
4. ,, : Folgen der Versäumung. Wiedereinset-

zung in den vorigen Stand 230—238 
5. ,, : Unterbrechung und Aussetzung des Ver-

fahrens 239—252 

I I . Buch: Verfahren im ersten Rechtszuge 
1. Abschnitt : Verfahren vor den Landgerichten 

1. Titel : Verfahren bis zum Urteil 253—299 
2. „ : Urteil 300—329 
3. ,, : Versäumnisurteil 330—347 

1 M ü l l e r , Zivilprozeßordnung 
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§§ 

4. Titel : Verfahren vor dem Einzelrichter . . . 348—350 
5. ,, : Allgemeine Bestimmungen über die Be-

weisaufnahme 355—370 
6. „ : Beweis durch Augenschein 371—372a, 
7. „ : Zeugenbeweis 373—401 
8. „ : Beweis durch Sachverständige . . . . 402—414 
9. ,, : Beweis durch Urkunden 415—444 

10. „ : Beweis durch Par te ivernehmung . . . 445—455 
11. ,, : Verfahren bei der Abnahme von Eiden . . 478—484 
12. „ : Sicherung des Beweises 485—494 

2. Abschni t t : Verfahren vor den Amtsgerichten . . 495—510c: 

I I I . Buch : Rechtsmit tel 
1. Abschni t t : Berufung ' 511—544 
2. Abschni t t : Revision 545—566a. 
3. Abschni t t : Beschwerde 567—577 

IV. Buch: Wiederaufnahme des Verfahrens 578—591 

V. Buch : Urkunden- und Wechselprozeß 592—605a 

VI. Buch: Ehesachen. Feststellung des Rechtsverhältnisses 
zwischen El tern und Kindern. Entmündigungssachen 

1. Abschni t t : Verfahren in Ehesachen 606—63& 
2. Abschni t t : Verfahren in Rechtsstreitigkeiten, welche 

die Feststellung des Rechtsverhältnisses zwischen El-
tern und Kindern zum Gegenstande haben 640—644 

3. Abschni t t : Verfahren in Entmündigungssachen . . 645—687 

VII . Buch: Mahnverfahren 688—703a, 

VI I I . Buch: Zwangsvollstreckung 
1. Abschni t t : Allgemeine Best immungen 704—802. 
2. Abschni t t : Zwangsvollstreckung wegen Geldforde-

rungen 
1. Titel: Zwangsvollstreckung in das bewegliche 

Vermögen 
I. Allgemeine Best immungen 803—807" 

I I . Zwangsvollstreckung in körperliche Sachen 808—827 
I I I . Zwangsvollstreckung in Forderungen und 

andere Vermögensrechte 828—863-
2. Titel: Zwangsvollstreckung in das unbewegliche 

Vermögen . . • 864—871 
3. Titel: Verteilungsverfahren 872—882 
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3. Abschnitt: Zwangsvollstreckung zur Erwirkung der 
Herausgabe von Sachen und zur Erwirkung von 
Handlungen oder Unterlassungen 883—898 

4. Abschnitt: Offenbarungseid und Haft 899—915 
5. Abschnitt: Arrest und einstweilige Verfügung . . 916—945 

I X . Buch: Aufgebotsverfahren 946—1024 

X . Buch: Schiedsrichterliches Verfahren 1025—1048 

E r s t e s B u c h 

Allgemeine Vorschriften 

E r s t e r A b s c h n i t t 
Gerichte 

E r s t e r T i t e l 
Sachliche Zuständigkeit der Gerichte 

§ 1. Die sachliche Zuständigkeit der Gerichte wird durch das Gesetz 
über die Gerichtsverfassung bestimmt. 

§ 2. Insoweit nach dem Gesetz über die Gerichtsverfassung die Zu-
ständigkeit der Gerichte von dem Wert des Streitgegenstandes abhängt, 
gelten die nachfolgenden Vorschriften. 

§ 3 . Der Wert des Streitgegenstandes wird von dem Gericht nach freiem 
Ermessen festgesetzt; es kann eine beantragte Beweisaufnahme sowie von 
Amts wegen die Einnahme des Augenscheins und die Begutachtung durch 
Sachverständige anordnen. 

§ 4. (1) Für die Wertberechnung ist der Zeitpunkt der Erhebung der 
Klage, in der Berufungs- und Revisionsinstanz der Zeitpunkt der Ein-
legung des Rechtsmittels entscheidend; Früchte, Nutzungen, Zinsen und 
Kosten bleiben unberücksichtigt, wenn sie als Nebenforderungen geltend 
gemacht werden. 

(2) Bei Ansprüchen aus Wechseln im Sinne des Wechselgesetzes sind 
Zinsen, Kosten und Provision, die außer der Wechselsumme gefordert 
werden, als Nebenforderungen anzusehen. 

g 5. Mehrere in einer Klage geltend gemachte Ansprüche werden zu-
sammengerechnet; dies gilt nicht für den Gegenstand der Klage und der 
Widerklage. 

l* 
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§ 6 . Der Wert des Streitgegenstandes wird bestimmt: durch den Wert 
einer Sache, wenn deren Besitz, und durch den Betrag einer Forderung, 
wenn deren Sicherstellung oder ein Pfandrecht Gegenstand des Streites 
ist. Hat der Gegenstand des Pfandrechts einen geringeren Wert, so ist 
dieser maßgebend. 

§ 7 . Der Wert einer Grunddienstbarkeit wird durch den Wert, den sie 
für das herrschende Grundstück hat, und wenn der Betrag, um den sich 
der Wert des dienenden Grundstücks durch die Dienstbarkeit mindert, 
größer ist, durch diesen Betrag bestimmt. 

§ 8 . Ist das Bestehen oder die Dauer eines Pacht- oder Mietverhält-
nisses streitig, so ist der Betrag des auf die gesamte streitige Zeit fallenden 
Zinses und, wenn der fünfundzwanzigfache Betrag des einjährigen Zinses 
geringer ist, dieser Betrag für die Wertberechnung entscheidend. 

§ 9 . Der Wert des Rechts auf wiederkehrende Nutzungen oder Leistun-
gen wird nach dem Wert des einjährigen Bezugs berechnet, und zwar: 

auf den zwölfundeinhalbfachen Betrag, wenn der künftige Wegfall des 
Bezugsrechts gewiß, die Zeit des Wegfalls aber ungewiß ist; 

auf den fünfundzwanzigfachen Betrag, bei unbeschränkter oder be-, 
stimmter Dauer des Bezugsrechts. Bei bestimmter Dauer des Bezugs-
rechts ist der Gesamtbetrag der künftigen Bezüge maßgebend, wenn 
er der geringere ist. 

§ 10. Das Urteil eines Landgerichts kann nicht aus dem Grunde an-
gefochten werden, weil die Zuständigkeit des Amtsgerichts begründet ge-
wesen sei. 

§ 11 . Ist die Unzuständigkeit eines Gerichts auf Grund der Vorschriften 
über die sachliche Zuständigkeit der Gerichte rechtskräftig ausgesprochen, 
so ist diese Entscheidung für das Gericht bindend, bei dem die Sache 
später anhängig wird. 

Z w e i t e r T i t e l 
Gerichtsstand1)2) 

§ 12. Das Gericht, bei dem eine Person ihren allgemeinen Gerichtsstand 
hat, ist für alle gegen sie zu erhebenden Klagen zuständig, sofern nicht für 
eine Klage ein ausschließlicher Gerichtsstand begründet ist. r 

l ) Gesetz über die Zuständigkeit der Gerichte bei Änderung der Gerichtseinteilung vom 6. 12. 1933 
(RGBl. I S. 1067) abgedruckt unter V B. 

9) Gerichtsstand in Binnenschiffahrtssachen: § 3 des Gesetzes über das Verfahren in Binnenschiff-
fahrtssachen vom 30. 1. 1937 (RGBl. I S. 97) nebst 4. DurchfVO. vom 26. 6. 1941 (RGBl. I S. 351) 
abgedruckt unter V I I I B ; Gerichtsstand in Wild- und Jagdschadensachen: Art. 3 der Verordnung 
über die Rechtshilfe in Ehrengerichtsverfahren der deutschen Jägerschaft und über den Gerichtsstand 
in Wild- und Jagdschadensachen vom 10. 7. 1935 (RGBl. I S. 912). 
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§ 13. Der allgemeine Gerichtsstand einer Person wird durch den Wohn-
sitz best immt. 

§ 14. (Weggefallen.) 

§ 15. (1) Deutsche, die das Recht der Exterr i tor ia l i tä t genießen, sowie 
die im Ausland angestellten Beamten des Bundes oder eines deutschen 
Landes behalten hinsichtlich des Gerichtsstandes den Wohnsitz, den sie 
im Inland ha t ten . Wenn sie einen solchen Wohnsitz nicht ha t ten , so gilt 
der Sitz der Bundesregierung als ihr Wohnsitz. 

(2) Auf Wahlkonsuln sind diese Vorschriften nicht anzuwenden. 

§ 16. Der allgemeine Gerichtsstand einer Person, die keinen Wohnsi tz 
hat , wird durch den Aufenthal tsor t im Inland und, wenn ein solcher nicht 
bekannt ist, durch den letzten Wohnsitz best immt. 

§ 17. (1) Der allgemeine Gerichtsstand der Gemeinden, der Korpo-
rationen sowie derjenigen Gesellschaften, Genossenschaften oder anderen 
Vereine und derjenigen Stif tungen, Anstalten und Vermögensmassen, die 
als solche verklagt werden können, wird durch ihren Sitz bes t immt. Als 
Sitz gilt, wenn sich nichts anderes ergibt, der Ort, wo die Verwal tung 
geführt wird. 

(2) Gewerkschaften haben den allgemeinen Gerichtsstand bei dem Ge-
richt, in dessen Bezirk das Bergwerk liegt, Behörden, wenn sie als solche 
verklagt werden können, bei dem Gericht ihres Amtssitzes. 

(3) Neben dem durch die Vorschriften dieses Paragraphen bes t immten 
Gerichtsstand ist ein durch S ta tu t oder in anderer Weise besonders ge-
regelter Gerichtsstand zulässig. 

§ 18. Der allgemeine Gerichtsstand des Fiskus wird durch den Sitz der 
Behörde best immt, die berufen ist, den Fiskus in dem Rechtsstrei t zu 
vertreten. 

§ 19. Is t der Ort, an dem eine Behörde ihren Sitz hat , in mehrere Ge-
richtsbezirke geteilt, so wird der Bezirk, der im Sinne der §§ 17, 18 als 
Sitz der Behörde gilt, fü r die Bundesbehörden von dem Bundesminister 
der Justiz, im übrigen von der Landesjust izverwaltung durch allgemeine 
Anordnung bes t immt. 

§ 20. Wenn Personen an einem Ort unter Verhältnissen, die ihrer Na tu r 
nach auf einen Aufenthal t von längerer Dauer hinweisen, insbesondere 
als Hausgehilfen, Arbeiter, Gewerbegehilfen, Studierende, Schüler oder 
Lehrlinge sich aufhal ten, so ist das Gericht des Aufenthal tsor tes für alle 
Klagen zuständig, die gegen diese Personen wegen vermögensrechtlicher 
Ansprüche erhoben werden. 
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§ 21. (1) Hat jemand zum Betriebe einer Fabrik, einer Handlung oder 
eines anderen Gewerbes eine Niederlassung, von der aus unmittelbar Ge-
schäfte geschlossen werden, so können gegen ihn alle Klagen, die auf den 
Geschäftsbetrieb der Niederlassung Bezug haben, bei dem Gericht des 
Ortes erhoben werden, wo die Niederlassung sich befindet. 

(2) Der Gerichtsstand der Niederlassung ist auch für Klagen gegen 
Personen begründet, die ein mit Wohn- und Wirtschaftsgebäuden ver-
sehenes Gut als Eigentümer, Nutznießer oder Pächter bewirtschaften, so-
weit diese Klagen die auf die Bewirtschaftung des Gutes sich beziehenden 
Rechtsverhältnisse betreffen. 

§ 22. Das Gericht, bei dem Gemeinden, Korporationen, Gesellschaften, 
Genossenschaften oder andere Vereine den allgemeinen Gerichtsstand 
haben, ist für die Klagen zuständig, die von ihnen gegen ihre Mitglieder 
als solche oder von den Mitgliedern in dieser Eigenschaft gegeneinander 
erhoben werden. 

§ 23. Für Klagen wegen vermögensrechtlicher Ansprüche gegen eine 
Person, die im Inland keinen Wohnsitz hat, ist das Gericht zuständig, 
in dessen Bezirk sich Vermögen derselben oder der mit der Klage in An-
spruch genommene Gegenstand befindet. Bei Forderungen gilt als der Ort, 
wo das Vermögen sich befindet, der Wohnsitz des Schuldners und, wenn 
für die Forderungen eine Sache zur Sicherheit haftet, auch der Ort, wo 
die Sache sich befindet. 

§ 24. (1) Für Klagen, durch die das Eigentum, eine dingliche Belastung 
oder die Freiheit von einer solchen geltend gemacht wird, für Grenz-
scheidungs-, Teilungs- und Besitzklagen ist, sofern es sich um unbeweg-
liche Sachen handelt, das Gericht ausschließlich zuständig, in dessen Be-
zirk die Sache belegen ist. 

(2) Bei den eine Grunddienstbarkeit, eine Reallast oder ein Vorkaufs-
recht betreffenden Klagen ist die Lage des dienenden oder belasteten 
Grundstücks entscheidend. 

§ 25. In dem dinglichen Gerichtsstand kann mit der Klage aus einer 
Hypothek, Grundschuld oder Rentenschuld die Schuldklage, mit der Klage 
auf Umschreibung oder Löschung einer Hypothek, Grundschuld oder 
Rentenschuld die Klage auf Befreiung von der persönlichen Verbindlich-
keit, mit der Klage auf Anerkennung einer Reallast die Klage auf rück-
ständige Leistungen erhoben werden, wenn die verbundenen Klagen gegen 
denselben Beklagten gerichtet sind. 

§ 26. In dem dinglichen Gerichtsstand können persönliche Klagen, die 
gegen den Eigentümer oder Besitzer einer unbeweglichen Sache als solche 
gerichtet werden, sowie Klagen wegen Beschädigung eines Grundstücks 
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ode r hinsichtlich der Entschädigung wegen Enteignung eines Grundstücks 
«rhoben werden. 

§ 2 7 . (1) Klagen, welche die Feststellung des Erbrechts , Ansprüche des 
Erben gegen einen Erbschaftsbesi tzer , Ansprüche aus Vermächtnissen oder 
sonst igen Verfügungen von Todes wegen, Pflichtteilsansprüche oder die 
Teilung der Erbschaf t zum Gegenstand haben, können vor dem Gericht 

•erhoben werden, bei dem der Erblasser zur Zeit seines Todes den allge-
meinen Gerichtsstand gehabt ha t . 

(2) Is t der Erblasser ein Deutscher und ha t te er zur Zeit seines Todes 
im Inland keinen allgemeinen Gerichtsstand, so können die im Abs. 1 be-
zeichneten Klagen vor dem Gericht erhoben werden, in dessen Bezirk der 
Erblasser seinen letzten inländischen Wohnsitz ha t t e ; wenn er einen solchen 
Wohnsitz nicht hat te , so gilt die Vorschrift des § 15 Abs. 1 Satz 2 entsprechend. 

§ 28. In dem Gerichtsstand der Erbschaf t können auch Klagen wegen 
anderer Nachlaßverbindlichkeiten erhoben werden, solange sich der Nach-
l a ß noch ganz oder teilweise im Bezirk des Gerichts befindet oder die vor-
handenen mehreren Erben noch als Gesamtschuldner haf ten . 

§ 29. Für Klagen auf Feststellung des Bestehens oder Nichtbestehens 
•eines Vertrages, auf Erfül lung oder Aufhebung eines solchen sowie auf 
Entschädigung wegen Nichterfüllung oder nicht gehöriger Erfül lung ist 
•das Gericht zuständig, wo die streitige Verpfl ichtung zu erfüllen ist. 

§ 30. Für Klagen aus den auf Messen und Märkten, mit Ausnahme der 
Jahr - und der Wochenmärkte , geschlossenen Handelsgeschäften (Meß- und 
Marktsachen) ist das Gericht des Meß- oder Marktortes zuständig, wenn 
•die Klage erhoben wird, während der Beklagte oder sein zur Prozeßführung 
berechtigter Vertreter sich am Ort oder im Bezirk des Gerichts aufhä l t . 

§ 31. Für Klagen, die aus einer Vermögensverwaltung von dem Ge-
tschäftsherrn gegen den Verwalter oder von dem Verwalter gegen den Ge-
schäf tsherrn erhoben werden, ist das Gericht des Ortes zuständig, wo die 
Verwal tung geführt ist. 

§ 32. Für Klagen aus unerlaubten Handlungen ist das Gericht zustän-
dig, in dessen Bezirk die Handlung begangen ist. 

§ 33. (1) Bei dem Gericht der Klage kann eine Widerklage erhoben 
werden, wenn der Gegenanspruch mit dem in der Klage geltend gemachten 
Anspruch oder mit den gegen ihn vorgebrachten Verteidigungsmitteln in 
Zusammenhang steht . 

(2) Dies gilt nicht, wenn die Zuständigkeit des Gerichts für eine Klage 
•wegen des Gegenanspruchs auch durch Vereinbarung nicht würde begründet 
werden können. 
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§ 34. Für Klagen der Prozeßbevollmächtigten, der Beistände, der Zu-
stellungsbevollmächtigten und der Gerichtsvollzieher wegen Gebühren und 
Auslagen ist das Gericht des Hauptprozesses zuständig. 

§ 35. Unter mehreren zuständigen Gerichten hat der Kläger die Wahl. 

§ 36. Das zuständige Gericht wird durch das im Rechtszuge zunächst 
höhere Gericht1) bestimmt: 

1. wenn das an sich zuständige Gericht in einem einzelnen Falle an der 
Ausübung des Richteramtes rechtlich oder tatsächlich verhindert ist; 

2. wenn es mit Rücksicht auf die Grenzen verschiedener Gerichtsbezirke 
ungewiß ist, welches Gericht für den Rechtsstreit zuständig sei; 

3. wenn mehrere Personen, die bei verschiedenen Gerichten ihren all-
gemeinen Gerichtsstand haben, als Streitgenossen im allgemeinen 
Gerichtsstand verklagt werden sollen und für den Rechtsstreit ein 
gemeinschaftlicher besonderer Gerichtsstand nicht begründet ist; 

4. wenn die Klage in dem dinglichen Gerichtsstand erhoben werden 
soll und die Sache in den Bezirken verschiedener Gerichte belegen ist; 

5. wenn in einem Rechtsstreit verschiedene Gerichte sich rechtskräftig 
für zuständig erklärt haben; 

6. wenn verschiedene Gerichte, von denen eines für den Rechtsstreit 
zuständig ist, sich rechtskräftig für unzuständig erklärt haben. 

§ 37. (1) Die Entscheidung über das Gesuch um Bestimmung des zu-
ständigen Gerichts kann ohne mündliche Verhandlung ergehen. 

(2) Der Beschluß, der das zuständige Gericht bestimmt, ist nicht an-
fechtbar. 

D r i t t e r T i t e l 
Vereinbarung über die Zuständigkeit der Gerichte 

§ 38. Ein an sich unzuständiges Gericht des ersten Rechtszuges wird 
durch ausdrückliche oder stillschweigende Vereinbarung der Parteien zu-
ständig. 

§ 39. Stillschweigende Vereinbarung ist anzunehmen, wenn der Be-
klagte, ohne die Unzuständigkeit geltend zu machen, zur Hauptsache 
mündlich verhandelt hat. 

§ 40. (1) Die Vereinbarung hat keine rechtliche Wirkung, wenn sie 
nicht auf ein bestimmtes Rechtsverhältnis und die aus ihm entspringenden 
Rechtsstreitigkeiten sich bezieht. 

(2) Die Vereinbarung ist unzulässig, wenn der Rechtsstreit andere als 
vermögensrechtliche Ansprüche betrifft, oder wenn für die Klage ein aus-
schließlicher Gerichtsstand begründet ist. 

Hierzu: § 9 EGZPO. 
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V i e r t e r T i t e l 
Ausschließung und Ablehnung der Gerichtspersonen 

§ 41. Ein Richter ist von der Ausübung des Richteramtes kraft Ge-
setzes ausgeschlossen: 

1. in Sachen, in denen er selbst Partei ist oder bei denen er zu einer 
Partei in dem Verhältnis eines Mitberechtigten, Mitverpflichteten 
oder Regreßpflichtigen steht; 

2. in Sacheu seines Ehegatten, auch wenn die Ehe nicht mehr besteht; 
3. in Sachen einer Person, mit der er in gerader Linie verwandt, ver-

schwägert oder durch Adoption verbunden, in der Seitenlinie bis 
zum dritten Grade verwandt oder bis zum zweiten Grade verschwägert 
ist, auch wenn die Ehe, durch welche die Schwägerschaft begründet 
ist, nicht mehr besteht; 

4. in Sachen, in denen er als Prozeßbevollmächtigter oder Beistand 
einer Partei bestellt oder als gesetzlicher Vertreter einer Partei auf-
zutreten berechtigt ist oder gewesen ist; 

5. in Sachen, in denen er als Zeuge oder Sachverständiger vernommen 
ist; 

6. in Sachen, in denen er in einem früheren Rechtszuge oder im schieds-
richterlichen Verfahren bei dem Erlaß der angefochtenen Entschei-
dung mitgewirkt hat, sofern es sich nicht um die Tätigkeit eines 
beauftragten oder ersuchten Richters handelt. 

§ 42. (1) Ein Richter kann sowohl in den Fällen, in denen er von der 
Ausübung des Richteramts kraft Gesetzes ausgeschlossen ist, als auch 
wegen Besorgnis der Befangenheit abgelehnt werden. 

(2) Wegen Besorgnis der Befangenheit findet die Ablehnung statt, wenn 
ein Grund vorliegt, der geeignet ist, Mißtrauen gegen die Unparteilichkeit 
eines Richters zu rechtfertigen. 

(3) Das Ablehnungsrecht steht in jedem Falle beiden Parteien zu. 

§ 43. Eine Partei kann einen Richter wegen Besorgnis der Befangen-
heit nicht mehr ablehnen, wenn sie sich bei ihm, ohne den ihr bekannten 
Ablehnungsgrund geltend zu machen, in eine Verhandlung eingelassen 
oder Anträge gestellt hat. 

§ 44. (1) Das Ablehnungsgesuch ist bei dem Gericht, dem der Richter 
angehört, anzubringen; es kann vor der Geschäftsstelle zu Protokoll erklärt 
werden. 

(2) Der Ablehnungsgrund ist glaubhaft zu machen; zur Versicherung 
an Eides Statt darf die Partei nicht zugelassen werden. Zur Glaubhaft-
machung kann auf das Zeugnis des abgelehnten Richters Bezug genommen 
werden. 
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(3) Der abgelehnte Richter hat sich über den Ablehnungsgrund dienst-
lich zu äußern. 

(4) Wird ein Richter, bei dem die Partei sich in eine Verhandlung ein-
gelassen oder Anträge gestellt hat, wegen Besorgnis der Befangenheit ab-
gelehnt, so ist glaubhaft zu machen, daß der Ablehnungsgrund erst später 
•entstanden oder der Partei bekanntgeworden sei. 

§ 45. (1) Über das Ablehnungsgesuch entscheidet das Gericht, dem der 
Abgelehnte angehört; wenn dieses Gericht durch Ausscheiden des abge-
lehnten Mitglieds beschlußunfähig wird, das im Rechtszuge zunächst 
höhere Gericht. 

(2) Wird ein Amtsrichter abgelehnt, so entscheidet das Landgericht. 
Einer Entscheidung bedarf es nicht, wenn der Amtsrichter das Ablehnungs-
gesuch für begründet hält. 

§ 46. (1) Die Entscheidung über das Ablehnungsgesuch kann ohne 
mündliche Verhandlung ergehen. 

(2) Gegen den Beschluß, durch den das Gesuch für begründet erklärt 
"wird, findet kein Rechtsmittel, gegen den Beschluß, durch den das Ge-
such für unbegründet erklärt wird, findet sofortige Beschwerde statt. 

§ 47. Ein abgelehnter Richter hat vor Erledigung des Ablehnungsge-
suchs nur solche Handlungen vorzunehmen, die keinen Aufschub gestatten. 

§ 48. (1) Das für die Erledigung eines Ablehnungsgesuchs zuständige 
Gericht hat auch dann zu entscheiden, wenn ein solches Gesuch nicht an-
gebracht ist, ein Richter aber von einem Verhältnis Anzeige macht, das 
seine Ablehnung rechtfertigen könnte, oder wenn aus anderer Veranlassung 
Zweifel darüber entstehen, ob ein Richter kraft Gesetzes ausgeschlossen sei. 

(2) Die Entscheidung ergeht ohne Gehör der Parteien. 

§ 49. Die Vorschriften dieses Titels sind auf den Urkundsbeamten der 
Geschäftsstelle entsprechend anzuwenden; die Entscheidung ergeht durch 
das Gericht, bei dem er angestellt ist. 

Z w e i t e r A b s c h n i t t 
Parteien 

E r s t e r T i t e l 
Parteifähigkeit. Prozeßfähigkeit 

§ 50. (1) Parteifähig ist, wer rechtsfähig ist. 
(2) Ein Verein, der nicht rechtsfähig ist, kann verklagt werden; in dem 

Rechtsstreit hat der Verein die Stellung eines rechtsfähigen Vereins. 
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§ 51 . Die Fähigkeit einer Partei, vor Gericht zu stehen, die Vertretung 
n icht prozeßfähiger Parteien durch andere Personen (gesetzliche Vertreter) 
und die Notwendigkeit einer besonderen Ermächtigung zur Prozeßführung 
best immt sich nach den Vorschriften des bürgerlichen Rechts, soweit nicht 
«die nachfolgenden Paragraphen abweichende Vorschriften enthalten. 

§ 5 2 . (1) Eine Person ist insoweit prozeßfähig, als sie sich durch Ver-
träge verpflichten kann. 

(2) Die Prozeßfähigkeit einer Frau wird dadurch, daß sie Ehefrau ist, 
.nicht beschränkt. 

§ 5 3 . Wird in einem Rechtsstreit eine prozeßfähige Person durch einen 
Pfleger vertreten, so steht sie für den Rechtsstreit einer nicht prozeß-
fähigen Person gleich. 

§ 5 4 . Einzelne Prozeßhandlungen, zu denen nach den Vorschriften des 
bürgerlichen Rechts eine besondere Ermächtigung erforderlich ist, sind 

ohne sie gültig, wenn die Ermächtigung zur Prozeßführung im allgemeinen 
•erteilt oder die Prozeßführung auch ohne eine solche Ermächtigung im 
allgemeinen statthaft ist. 

§ 5 5 . Ein Ausländer, dem nach dem Recht seines Landes die Prozeß-
fähigkeit mangelt, gilt als prozeßfähig, wenn ihm nach dem Recht des 
Prozeßgerichts die Prozeßfähigkeit zusteht. 

§ 5 6 . (1) Das Gericht hat den Mangel der Parteifähigkeit, der Prozeß-
fähigkeit, der Legitimation eines gesetzlichen Vertreters und der erforder-
lichen Ermächtigung zur Prozeßführung von Amts wegen zu berück-
sichtigen. 

(2) Die Partei oder deren gesetzlicher Vertreter kann zur Prozeßführung 
mi t Vorbehalt der Beseitigung des Mangels zugelassen werden, wenn mit; 
•dem Verzuge Gefahr für die Partei verbunden ist. Das Endurteil darf 
•erst erlassen werden, nachdem die für die Beseitigung des Mangels zu be-
istimmende Frist abgelaufen ist. 

§ 5 7 . (1) Soll eine nicht prozeßfähige Partei verklagt werden, die ohne 
gesetzlichen Vertreter ist, so hat ihr der Vorsitzende des Prozeßgerichts, 
falls mit dem Verzuge Gefahr verbunden ist, auf Antrag bis zu dem Ein-
t r i t t des gesetzlichen Vertreters einen besonderen Vertreter zu bestellen. 

(2) Der Vorsitzende kann einen solchen Vertreter auch bestellen, wenn 
:in den Fällen des § 20 eine nicht prozeßfähige Person bei dem Gericht 
ihres Aufenthaltsortes verklagt werden soll. 

§ 58 1 ) . (1) Soll ein Recht an einem Grundstück, das von dem bisherigen 
Eigentümer nach § 928 des Bürgerlichen Gesetzbuchs aufgegeben und von 
•dem Aneignungsberechtigten noch nicht erworben worden ist, im Wege 

1 j ähnlich: Gesetz zur Ergänzung und Änderung der Vorschriften über Miet- und Pachtstrei t igkeiteu 
•vom 20. 7. 1933 ( R G B l . I S . 521). 
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der Klage geltend gemacht werden, so hat der Vorsitzende des Prozeß-
gerichts auf Antrag einen Vertreter zu bestellen, dem bis zur Eintragung 
eines neuen Eigentümers die Wahrnehmung der sich aus dem Eigentum 
ergebenden Rechte und Verpflichtungen im Rechtsstreit obliegt. 

(2) Abs. 1 gilt entsprechend, wenn im Wege der Klage ein Recht an 
einem eingetragenen Schiff oder Schiffsbau werk geltend gemacht werden 
soll, das von dem bisherigen Eigentümer nach § 7 des Gesetzes über Rechte 
an eingetragenen Schiffen und Schiffsbauwerken vom 15. November 1940 
(Reichsgesetzbl. I S. 1499) aufgegeben und von dem Aneignungsberech-
tigten noch nicht erworben worden ist. 

Z w e i t e r T i t e l 
Streitgenossenschaft 

§ 5 9 . Mehrere Personen können als Streitgenossen gemeinschaftlich 
klagen öder verklagt werden, wenn sie hinsichtlich des Streitgegenstandes 
in Rechtsgemeinschaft stehen oder wenn sie aus demselben tatsächlichen 
und rechtlichen Grunde berechtigt oder verpflichtet sind. 

§ 6 0 . Mehrere Personen können auch dann als Streitgenossen gemein-
schaftlich klagen oder verklagt werden, wenn gleichartige und auf einem 
im wesentlichen gleichartigen tatsächlichen und rechtlichen Grunde be-
ruhende Ansprüche oder Verpflichtungen den Gegenstand des Rechts -
streits bilden. 

§ 6 1 . Streitgenossen stehen, soweit nicht aus den Vorschriften des bür-
gerlichen Rechts oder dieses Gesetzes sich ein anderes ergibt, dem Gegner 
dergestalt als einzelne gegenüber, daß die Handlungen des einen Streit-
genossen dem andern weder zum Vorteil noch zum Nachteil gereichen. 

§ 6 2 . (1) Kann das streitige Rechtsverhältnis allen Streitgenossen gegen-
über nur einheitlich festgestellt werden oder ist die Streitgenossenschaft 
aus einem sonstigen Grunde eine notwendige, so werden, wenn ein Termin 
oder eine Frist nur von einzelnen Streitgenossen versäumt wird, die 
säumigen Streitgenossen als durch die nicht säumigen vertreten angesehen. 

(2) Die säumigen Streitgenossen sind auch in dem späteren Verfahren 
zuzuziehen. 

§ 63 . Das Recht zur Betreibung des Prozesses steht jedem Streitgenossen, 
zu; zu allen Terminen sind sämtliche Streitgenossen zu laden. 

D r i t t e r T i t e l 
Beteiligung Dritter am Rechtsstreit 

§ 64 . Wer die Sache oder das Recht, worüber zwischen anderen Per-
sonen ein Rechtsstreit anhängig geworden ist, ganz oder teilweise für sich 
in Anspruch nimmt, ist bis zur rechtskräftigen Entscheidung dieses Re cht s -
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streits berechtigt, seinen Anspruch durch eine gegen beide Parteien ge-
richtete Klage bei dem Gericht geltend zu machen, vor dem der Rechts-
s t rei t im ersten Rechtszuge anhängig wurde. 

§ 65. Der Hauptprozeß kann auf Antrag einer Par te i bis zur rechts-
kräf t igen Entscheidung über die Haupt in tervent ion ausgesetzt werden. 

§ 66. (1) Wer ein rechtliches Interesse daran hat , daß in einem zwischen 
anderen Personen anhängigen Rechtsstreit die eine Par te i obsiege, kann 
dieser Par te i zum Zwecke ihrer Unters tü tzung beitreten. 

(2) Die Nebenintervention kann in jeder Lage des Rechtsstrei ts bis zur 
rechtskräf t igen Entscheidung, auch in Verbindung mit der Einlegung eines 
Rechtsmit tels , erfolgen. 

§ 67. Der Nebenintervenient muß den Rechtsstrei t in der Lage an-
nehmen, in der er sich zur Zeit seines Beitr i t ts bef indet ; er ist berechtigt, 
Angriffs- und Verteidigungsmittel geltend zu machen und alle Prozeß-
handlungen wirksam vorzunehmen, insoweit nicht seine Erklärungen und 
Handlungen mit Erklärungen und Handlungen der Haup tpa r t e i in Wider-
spruch stehen. 

§ 68. Der Nebenintervenient wird im Verhältnis zu der Haup tpa r t e i 
mi t der Behauptung nicht gehört, daß der Rechtsstreit , wie er dem Richter 
vorgelegen habe, unrichtig entschieden sei; er wird mit der Behauptung, 
daß die Hauptpar te i den Rechtsstrei t mangelhaf t geführt habe, nur in-
soweit gehört, als er durch die Lage des Rechtsstrei ts zur Zeit seines Bei-
t r i t t s oder durch Erklärungen und Handlungen der Haup tpa r t e i ver-
hindert worden ist, Angriffs- oder Verteidigungsmittel geltend zu machen, 
oder als Angriffs- oder Verteidigungsmittel, die ihm unbekannt waren, 
von der Haup tpa r t e i absichtlich oder durch grobes Verschulden nicht gel-
tend gemacht sind. 

§ 69. Insofern nach den Vorschriften des bürgerlichen Rechts die Rechts-
k r a f t der in dem Hauptprozeß erlassenen Entscheidung auf das Rechts-
verhältnis des Nebenintervenienten zu dem Gegner von Wirksamkei t ist, 
gilt der Nebenintervenient im Sinne des § Gl als Streitgenosse der Haup t -
partei . 

§ 70. (1) Der Bei t r i t t des Nebenintervenienten erfolgt durch Ein-
reichüng eines Schriftsatzes bei dem Prozeßgericht und, wenn er mit der 
Einlegüng eines Rechtsmit tels verbunden wird, durch Einreichung eines 
Schrif tsatzes bei dem Rechtsmittelgericht. Der Schrif tsatz ist beiden 
Parteien zuzustellen und muß enthal ten: 

1. die Bezeichnung der Parteien und des Rechtsstrei ts; 
2. die best immte Angabe des Interesses, das der Nebenintervenient h a t ; 
3. die Erklärung des Beitri t ts . 
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(2) Außerdem gelten die allgemeinen Vorschriften über die vorberei ten-
den Schriftsätze. 

§ 71. (1) Über den Antrag auf Zurückweisung einer Nebenintervention. 
wird nach mündlicher Verhandlung unter den Parteien und dem Neben-
intervenienten entschieden. Der Nebenintervenient ist zuzulassen, wenn, 
er sein Interesse g laubhaf t macht . 

(2) Gegen das Zwischenurteil f indet sofortige Beschwerde s ta t t . 
(3) Solange nicht die Unzulässigkeit der Intervent ion rechtskräf t ig aus-

gesprochen ist, wird der Intervenient im Hauptver fahren zugezogen. 

§ 72. (1) Eine Partei , die fü r den Fall des ihr ungünstigen Ausganges 
des Rechtsstrei ts einen Anspruch auf Gewährleistung oder Schadloshaltung: 
gegen einen Dri t ten erheben zu können glaubt oder den Anspruch eines-
Dri t ten besorgt, kann bis zur rechtskräft igen Entscheidung des Rechts -
streits dem Dri t ten gerichtlich den Streit verkünden. 

(2) Der Dri t te ist zu einer weiteren Stre i tverkündung berechtigt. 

§ 73. Zum Zwecke der Stre i tverkündung ha t die Par te i einen Schrift-
satz einzureichen, in dem der Grund der Stre i tverkündung und die Lage 
des Rechtsstrei ts anzugeben ist. Der Schrif tsatz ist dem Dri t ten zuzustellen 
nnd dem Gegner des Strei tverkünders in Abschrif t mitzuteilen. Die St re i t -
verkündung wird erst mit der Zustellung an den Dri t ten wirksam. 

§ 74. (1) Wenn der Dri t te dem Strei tverkünder beitri t t , so be s t immt 
sich sein Verhältnis zu den Parteien nach den Grundsätzen über die Neben-
intervention. 

(2) Lehnt der Dri t te den Beitr i t t ab oder erklärt er sich nicht, so wird, 
der Rechtsstrei t ohne Rücksicht auf ihn fortgesetzt . 

(3) In allen Fällen dieses Paragraphen sind gegen den Dri t ten die Vor-
schriften des § 68 mit der Abweichung anzuwenden, daß s t a t t der Zeit 
des Beitr i t ts die Zeit entscheidet, zu welcher der Beitr i t t infolge der Strei t -
verkündung möglich war. 

§ 75. Wird von dem verklagten Schuldner einem Dri t ten, der die gel-
tend gemachte Forderung für sich in Anspruch nimmt, der Streit ver-
künde t und t r i t t der Dri t te in den Streit ein, so ist der Beklagte, wenn er 
den Betrag der Forderung zugunsten der strei tenden Gläubiger unter Ver-
zicht auf das Recht zur Rücknahme hinterlegt, auf seinen Antrag aus dem 
Rechtsstrei t unter Verurteilung in die durch seinen unbegründeten Wider-
spruch veranlaßten Kosten zu entlassen und der Rechtsstrei t über die 
Berechtigung an der Forderung zwischen den strei tenden Gläubigern allein 
fortzusetzen. Dem Obsiegenden ist der hinterlegte Betrag zuzusprechen 
and der Unterliegende auch zur E r s t a t t ung der dem Beklagten en ts tan-
denen, nicht durch dessen unbegründeten Widerspruch veranlaßten Kosten, 
einschließlich der Kosten der Hinterlegung, zu verurteilen. 
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§ 76. (1) Wer als Besitzer einer Sache verklagt ist, die er auf Grund eines. 
Rechtsverhältnisses der im § 868 des Bürgerlichen Gesetzbuchs bezeich-
neten Art zu besitzen behauptet, kann vor der Verhandlung zur Haupt-
sache unter Einreichung eines Schriftsatzes, in dem er den mittelbaren 
Besitzer benennt, und einer Streitverkündungsschrift die Ladung des 
mittelbaren Besitzers zur Erklärung beantragen. Bis zu dieser Erklärung-
oder bis zum Schluß des Termins, in dem sich der Benannte zu erklären-
hat, kann der Beklagte die Verhandlung zur Hauptsache verweigern. 

(2) Bestreitet der Benannte die Behauptung des Beklagten oder erklärt, 
er sich nicht, so ist der Beklagte berechtigt, dem Klageantrage zu genügen. 

(3) Wird die Behauptung des Beklagten von dem Benannten als richtig 
anerkannt, so ist dieser berechtigt, mit Zustimmung des Beklagten an 
dessen Stelle den Prozeß zu übernehmen. Die Zustimmung des Klägers, 
ist nur insoweit erforderlich, als er Ansprüche geltend macht, die unab-
hängig davon sind, daß der Beklagte auf Grund eines Rechtsverhältnisses 
der im Abs. 1 bezeichneten Art besitzt. 

(4) Hat der Benannte den Prozeß übernommen, so ist der Beklagte-
auf seinen Antrag von der Klage zu entbinden. Die Entscheidung ist in An-
sehung der Sache selbst auch gegen den Beklagten wirksam und voll-
streckbar. 

§ 77. Ist von dem Eigentümer einer Sache oder von demjenigen, dem 
ein Recht an einer Sache zusteht, wegen einer Beeinträchtigung des Eigen-
tums oder seines Rechtes Klage auf Beseitigung der Beeinträchtigung-
oder auf Unterlassung weiterer Beeinträchtigungen erhoben, so sind die 
Vorschriften des § 76 entsprechend anzuwenden, sofern der Beklagte diê  
Beeinträchtigung in Ausübung des Rechtes eines Dritten vorgenommen 
zu haben behauptet. 

V i e r t e r T i t e l 
Prozeßbevollmächtigte und Beistände 

§ 78. (1) Vor den Landgerichten und vor allen Gerichten des höheren 
Rechtszuges müssen die Parteien sich durch einen bei dem Prozeßgericht 
zugelassenen Rechtsanwalt als Bevollmächtigten vertreten lassen (An-
waltsprozeß) . 

(2) Diese Vorschrift ist auf das Verfahren vor einem beauftragten oder 
ersuchten Richter sowie auf Prozeßhandlungen, die vor dem Urkunds-
beamten der Geschäftsstelle vorgenommen werden können, nicht anzu-
wenden. 

(3) Ein bei dem Prozeßgericht zugelassener Rechtsanwalt kann sich 
selbst vertreten. 

§ 79. Insoweit eine Vertretung durch Anwälte nicht geboten ist, können, 
die Parteien den Rechtsstreit selbst oder durch jede prozeßfähige Person 
als Bevollmächtigten führen. 
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§ 80. (1) Der Bevollmächtigte ha t die Bevollmächtigung durch eine 
schriftl iche Vollmacht nachzuweisen und diese zu den Gerichtsakten ab-
zugeben. 

(2) Das Gericht kann auf Antrag des Gegners die öffentliche Beglaubi-
gung einer Pr iva tu rkunde anordnen. Wird der Antrag zurückgewiesen, so 
ist dagegen kein Rechtsmit te l zulässig. Bei der Beglaubigung bedarf es 
weder der Zuziehung von Zeugen noch der Aufnahme eines Protokolls. 

§ 81. Die Prozeßvollmacht ermächt igt zu allen den Rechtsstrei t be-
treffenden Prozeßhandlungen, einschließlich derjenigen, die durch eine 
Widerklage, eine Wiederaufnahme des Verfahrens und die Zwangsvoll-
s t reckung veranlaßt werden; zur Bestellung eines Vertreters sowie eines 
Bevollmächtigten fü r die höheren Ins tanzen; zur Beseitigung des Rechts-
s t rei ts durch Vergleich, Verzichtleistung auf den Strei tgegenstand oder 
Anerkennung des von dem Gegner geltend gemachten Anspruchs; zur 
Empfangnahme der von dem Gegner zu ers ta t tenden Kosten. 

§ 82. Die Vollmacht fü r den Hauptprozeß umfaß t die Vollmacht für 
•das eine Haupt in tervent ion , einen Arrest oder eine einstweilige Verfügung 
betreffende Verfahren. 

§ 83. (1) Eine Beschränkung des gesetzlichen Umfanges der Vollmacht 
ha t dem Gegner gegenüber nur insoweit rechtliche Wirkung, als diese Be-
schränkung die Beseitigung, des Rechtsstrei ts durch Vergleich, Verzicht-
leistung auf deii Streitgegenstand oder Anerkennung des von dem Gegner 
geltend gemachten Anspruchs betr i f f t . 

(2) Insoweit eine Ver t re tung durch Anwälte nicht geboten ist, kann eine 
Vollmacht fü r einzelne Prozeßhandlungen erteilt werden. 

§ 84. Mehrere Bevollmächtigte sind berechtigt, sowohl gemeinschaftlich 
als einzeln die Par te i zu vertreten. Eine abweichende Bes t immung der 
Vollmacht ha t dem Gegner gegenüber keine rechtliche Wirkung. 

§ 85. Die von dem Bevollmächtigten vorgenommenen Prozeßhandlun-
gen sind für die Par te i in gleicher Art verpflichtend, als wenn sie von der 
Par te i selbst vorgenommen wären. Dies gilt von Geständnissen und ande-
ren tatsächlichen Erklärungen, insoweit sie nicht von der miterschienenen 
Par te i sofort widerrufen oder berichtigt werden. 

§ 86. Die Vollmacht wird weder durch den Tod des Vollmachtgebers 
noch durch eine Veränderung in seiner Prozeßfähigkeit oder seiner gesetz-
lichen Vert re tung aufgehoben; der Bevollmächtigte h a t jedoch, wenn er 
nach Aussetzung des Rechtsstrei ts fü r den Nachfolger im Rechtss t re i t 
au f t r i t t , dessen Vollmacht beizubringen. 

§ 87. (1) Dem Gegner gegenüber erlangt die Kündigung des Voll-
machtver t rags erst durch die Anzeige des Erlöschens der Vollmacht, in 
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Anwaltsprozessen erst durch die Anzeige der Bestellung eines anderen 
Anwalts rechtliche Wirksamkeit. 

(2) Der Bevollmächtigte wird durch die von seiner Seite erfolgte Kün-
digung nicht gehindert, für den Vollmachtgeber so lange zu handeln, bis 
dieser für Wahrnehmung seiner Rechte in anderer Weise gesorgt hat. 

§ 88. (1) Der Mangel der Vollmacht kann von dem Gegner in jeder Lage 
des Rechtsstreits gerügt werden. 

(2) Das Gericht hat den Mangel der Vollmacht von Amts wegen zu 
berücksichtigen, insoweit eine Vertretung durch Anwälte nicht geboten ist. 

§ 89 . (1) Handelt jemand für eine Partei als Geschäftsführer ohne Auf-
trag oder als Bevollmächtigter ohne Beibringung einer Vollmacht, so kann 
er gegen oder ohne Sicherheitsleistung für Kosten und Schäden zur Prozeß-
führung einstweilen zugelassen werden. Das Endurteil darf erst erlassen 
werden, nachdem die für die Beibringung der Genehmigung zu bestimmende 
Frist abgelaufen ist. Ist zu der Zeit, zu der das Endurteil erlassen wird, 
die Genehmigung nicht beigebracht, so ist der einstweilen zur Prozeß-
führung Zugelassene zum Ersatz der dem Gegner infolge der Zulassung er-
wachsenen Kosten zu verurteilen; auch hat er dem Gegner die infolge der 
Zulassung entstandenen Schäden zu ersetzen. 

(2) Die Partei muß die Prozeßführung gegen sich gelten lassen, wenn 
sie auch nur mündlich Vollmacht erteilt oder wenn sie die Prozeßführung 
ausdrücklich oder stillschweigend genehmigt hat. 

§ 90 . (1) Insoweit eine Vertretung durch Anwälte nicht geboten ist, 
kann eine Partei mit jeder prozeßfähigen Person als Beistand erscheinen. 

(2) Das von dem Beistand Vorgetragene gilt als von der Partei vor-
gebracht, insoweit es nicht von dieser sofort widerrufen oder berichtigt 
wird. 

F ü n f t e r T i t e l 

Prozeßkosten 

§ 91 . (1) Die unterliegende Partei hat die Kosten des Rechtsstreits zu 
tragen, insbesondere die dem Gegner erwachsenen Kosten zu erstatten, 
soweit sie zur zweckentsprechenden Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidi-
gung notwendig waren. Die Kostenerstattung umfaßt auch die Entschädi-
gung des Gegners für die durch notwendige Reisen oder durch die not-
wendige Wahrnehmung von Terminen entstandene Zeitversäumnis; die 
für die Entschädigung von Zeugen geltenden Vorschriften sind ent-
sprechend anzuwenden. 

(2) Die Gebühren und Auslagen des Rechtsanwalts der obsiegenden 
Partei sind in allen Prozessen zu erstatten, Reisekosten eines auswärtigen 
Rechtsanwalts jedoch nur insoweit, als die Zuziehung zur zweckentspre-

2 M ü l l e r , Zivilprozeßordnung 
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chenden Rechts Verfolgung oder Rechtsverteidigung notwendig war. Die 
Kosten mehrerer Rechtsanwälte sind nur insoweit zu erstatten, als sie die 
Kosten eines Rechtsanwalts nicht übersteigen oder als in der Person des 
Rechtsanwalts ein Wechsel eintreten mußte. 

(3) Zu den Kosten des Rechtsstrei ts ' im Sinne der Abs. 1, 2 gehören auch 
die Gebühren, die durch ein Güteverfahren vor einer durch die Landes-
justizverwaltung eingerichteten oder anerkannten Gütestelle entstanden 
sind; dies gilt nicht, wenn zwischen der Beendigung des Güte Verfahrens 
und der Klageerhebung mehr als ein J a h r verstrichen ist. 

§ 9 1 a . (1) Haben die Parteien den Rechtsstre i t in der Hauptsache für 
erledigt erklärt, so entscheidet das Gericht über die Kosten unter Berück-
sichtigung des bisherigen Sach- und Streitstandes nach billigem Ermessen. 
Die Entscheidung ergeht durch Beschluß. 

(2) Gegen die Entscheidung findet sofortige Beschwerde s ta t t . Vor der 
Entscheidung über die Beschwerde ist der Gegner zu hören. 

§ 9 2 . (1) Wenn jede Par te i teils obsiegt, teils unterliegt, so sind die 
Kosten gegeneinander aufzuheben oder verhältnismäßig zu teilen. Sind die 
Kosten gegeneinander aufgehoben, so fallen die Gerichtskosten jeder 
Partei zur Hälf te zur Las t . 

(2) Das Gericht kann der einen Partei die gesamten Prozeßkosten auf-
erlegen, wenn die Zuvielforderung der anderen Partei verhältnismäßig 
geringfügig war und keine besonderen Kosten veranlaßt h a t oder wenn der 
Betrag der Forderung der anderen Par te i von der Festsetzung durch 
richterliches Ermessen, von der Ausmittlung durch Sachverständige oder 
von einer gegenseitigen Berechnung abhängig war. 

§ 9 3 . H a t der Beklagte nicht durch sein Verhalten zur Erhebung der 
Klage Veranlassung gegeben, so fallen dem Kläger die Prozeßkosten zur 
Last , wenn der Beklagte den Anspruch sofort anerkennt. 

§ 9 3 a . Wird auf Scheidung oder Aufhebung der E h e erkannt oder die 
E h e für nichtig erklärt, ohne daß der unterlegene Teil hieran schuldig 
ist, so sind die Kosten gegeneinander aufzuheben. 

§ 9 4 . Macht der K läger einen auf ihn übergegangenen Anspruch geltend, 
ohne daß er vor der Erhebung der Klage dem Beklagten den Übergang mit-
geteilt und auf Verlangen nachgewiesen h a t , so fallen ihm die Prozeß-
kosten insoweit zur Last , als sie dadurch entstanden sind, daß der Beklagte 
durch die Unterlassung der Mitteilung oder des Nachweises veranlaßt 
worden ist, den Anspruch zu bestreiten. 

§ 9 5 . Die Partei , die einen Termin oder eine Fr is t versäumt, oder die 
Verlegung eines Termins, die Vertagung einer Verhandlung, die An-
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beraumung eines Termins zur Fortsetzung der Verhandlung oder die Ver-
längerung einer Frist durch ihr Verschulden veranlaßt , ha t die dadurch 
verursachten Kosten zu tragen. 

§ 96. Die Kosten eines ohne Erfolg gebliebenen Angriffs- oder Ver-
teidigungsmittels können der Par tei auferlegt werden, die es geltend ge-
macht hat , auch wenn sie in der Hauptsache obsiegt. 

§ 97. (1) Die Kosten eines ohne Erfolg eingelegten Rechtsmit tels fallen 
der Par te i zur Last , die es eingelegt hat . 

(2) Die Kosten der Berufungsinstanz sind der obsiegenden Partei ganz 
oder teilweise aufzuerlegen, wenn sie auf Grund eines neuen Vorbringens 
obsiegt, das sie nach freiem Ermessen , des Gerichts im ersten Rechtszuge 
geltend zu machen imstande war oder mit dem sie im ersten Rechtszuge 
nach den §§ 279, 279a, 283 Abs. 2 zurückgewiesen worden ist. 

(3) Die Kosten der Revisionsinstanz in Rechtsstreit igkeiten über An-
sprüche, für welche die Landgerichte ohne Rücksicht auf den Wert des 
Streitgegenstandes ausschließlich zuständig sind, ha t auch im Falle des 
Obsiegens die Bundes- oder die Staatskasse zu tragen, wenn der Wert des 
Streitgegenstandes die Summe von fünfhunder t Deutsche Mark nicht über-
steigt und der Vertreter des Bundes oder des Landes die Revision ein-
gelegt hat . 

§ 98. Die Kosten eines abgeschlossenen Vergleichs sind als gegeneinan-
der aufgehoben anzusehen, wenn nicht die Parteien ein anderes vereinbart 
haben. Das gleiche gilt von den Kosten des durch Vergleich erledigten 
Rechtsstreits, soweit nicht über sie bereits rechtskräft ig e rkannt ist. 

§ 99. (1) Die Anfechtung der Entscheidung über den Kos tenpunkt ist 
unzulässig, wenn nicht gegen die Entscheidung in der Hauptsache ein 
Rechtsmit tel eingelegt wird. 

(2) Ist die Hauptsache durch eine auf Grund eines Anerkenntnisses aus-
gesprochene Verurteilung erledigt, so f indet gegen die Entscheidung über 
den Kos tenpunkt sofortige Beschwerde s ta t t . Vor der Entscheidung über 
die Beschwerde ist der Gegner zu hören. 

§ 100. (1) Besteht der unterliegende Teil aus mehreren Personen, so 
haf ten sie für die Kosteners ta t tung nach Kopfteilen. 

(2) Bei einer erheblichen Verschiedenheit der Beteiligung am Rechts-
streit kann nach dem Ermessen des Gerichts die Beteiligung zum Maßstab 
genommen werden. 

(3) H a t ein Streitgenosse ein besonderes Angriffs- oder Verteidigungs-
mittel geltend gemacht, so haf ten die übrigen Streitgenossen nicht fü r die 
dadurch veranlaßten Kosten. • 

(4) Werden mehrere Beklagte als Gesamtschuldner verurteil t , so haf ten 
sie auch fü r die Kostenerstat tung, unbeschadet der Vorschrift des Abs. 3, 

2 * 
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als Gesamtschuldner. Die Vorschriften des bürgerlichen Rechts, nach denen 
sich diese H a f t u n g auf die im Abs. 3 bezeichneten Kosten erstreckt, bleiben 
unberühr t . 

§ 101. (1) Die durch eine Nebenintervention verursachten Kosten sind 
dem Gegner der Haup tpa r t e i aufzuerlegen, soweit er nach den Vorschriften 
der §§ 91 bis 98 die Kosten des Rechtsstrei ts zu t ragen h a t ; soweit dies 
nicht der Fall ist, sind sie dem Nebenintervenienten aufzuerlegen. 

(2) Gilt der Nebenintervenient als Streitgenosse der Haup tpa r t e i (§ 69), 
so sind die Vorschriften des § 100 maßgebend. 

§ 102. (1) Urkundsbeamte der Geschäftsstelle, gesetzliche Vertreter, 
Rechtsanwälte und andere Bevollmächtigte sowie Gerichtsvollzieher kön-
nen durch das Prozeßgericht auch von Amts wegen zur Tragung der 
Kosten verurteil t werden, die sie durch grobes Verschulden veranlaßt 
haben. 

(2) Die Entscheidung kann ohne mündliche Verhandlung ergehen. Vor 
der Entscheidung ist der Beteiligte zu hören. 

(3) Gegen die Entscheidung findet sofortige Beschwerde s ta t t . 

§ 103. (1) Der Anspruch auf E r s t a t t ung der Prozeßkosten kann nur 
auf Grund eines zur Zwangsvollstreckung geeigneten Titels geltend ge-
macht werden. 

(2) Das Gesuch u m Festsetzung des zu ers ta t tenden Betrages ist bei 
der Geschäftsstelle des Gerichts des ersten Rechtszuges anzubringen. Die 
Kostenberechnung, ihre zur Mitteilung an den Gegner best immte Ab-
schrift und die zur Rechtfer t igung der einzelnen Ansätze dienenden Belege 
sind beizufügen. 

§ 104. (1) Die Entscheidung über das Festsetzungsgesuch ergeht durch 
den Urkundsbeamten der Geschäftsstelle. Die Entscheidung ist, sofern 
dem Gesuch ganz oder teilweise entsprochen wird, dem Gegner des Antrag-
stellers unter Beifügung einer Abschrif t der Kostenrechnung von Amts 
wegen zuzustellen. Dem Antragsteller ist die Entscheidung nur dann von 
Amts wegen zuzustellen, wenn der Ant rag ganz oder teilweise zurück-
gewiesen wird; im übrigen ergeht die Mitteilung formlos. 

(2) Zur Berücksichtigung eines Ansatzes genügt, daß er g laubhaf t ge-
mach t ist. Hinsichtlich der einem Rechtsanwal t erwachsenen Auslagen 
an Post-, Telegraphen- und Fernsprechgebühren genügt die Versicherung 
des Rechtsanwalts , daß diese Auslagen ents tanden sind. 

(3) Über Erinnerungen gegen den Festsetzungsbeschluß entscheidet 
das Gericht, dessen Geschäftsstelle den Beschluß erlassen ha t . Die Er-
innerungen sind binnen einer Notfr is t von zwei Wochen, die mit der Zu-
stellung des Beschlusses beginnt, zu erheben. Die Entscheidung kann ohne 
mündliche Verhandlung ergehen. Das Gericht kann vor der Entscheidung 
anordnen, daß die Vollstreckung des Festsetzungsbeschlusses auszusetzen 
sei. Gegen die Entscheidung des Gerichts f indet sofortige Beschwerde s t a t t . 
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§ 105. (1) Der Festsetzungsbeschluß kann auf das Ürteil und die Aus-
fertigungen gesetzt werden, sofern bei der Anbringung des Gesuchs eine 
Ausfertigung des Urteils noch nicht erteilt ist und eine Verzögerung der 
Ausfertigung nicht eintritt. Eine besondere Ausfertigung und Zustellung 
des Festsetzungsbeschlusses findet in diesem Falle nicht statt. Den Parteien 
ist der festgesetzte Betrag mitzuteilen, dem Gegner des Antragstellers unter 
Beifügung der Abschrift der Kostenberechnung. Die Verbindung des 
Festsetzungsbeschlusses mit dem Urteil soll unterbleiben, sofern dem 
Festsetzungsgesuch auch nur teilweise nicht entsprochen wird. 

(2) Der Anbringung eines Festsetzungsgesuchs bedarf es nicht, wenn 
die Partei vor der Verkündung des Urteils die Berechnung ihrer Kosten ein-
gereicht hat; in diesem Falle ist die dem Gegner mitzuteilende Abschrift 
der Kostenberechnung von Amts wegen anzufertigen. 

§ 106. (1) Sind die Prozeßkosten ganz oder teilweise nach Quoten ver-
teilt, so hat nach Anbringung des Festsetzungsgesuchs die Geschäftsstelle 
den Gegner aufzufordern, die Berechnung seiner Kosten binnen einer 
Woche bei der Geschäftsstelle einzureichen. Die Vorschriften des § 105 
sind nicht anzuwenden. 

(2) Nach fruchtlosem Ablauf der einwöchigen Frist ergeht die Ent -
scheidung ohne Rücksicht auf die Kosten des Gegners, unbeschadet des 
Rechts des letzteren, den Anspruch auf Erstattung nachträglich geltend 
zu machen. Der Gegner haftet für die Mehrkosten, die durch das nach-
trägliche Verfahren entstehen. 

§ 1 0 7 . (1) Ergeht nach der Kostenfestsetzung eine Entscheidung, durch 
die der Wert des Streitgegenstandes festgesetzt wird, so ist, falls diese Ent-
scheidung von der Wertberechnung abweicht, die der Kostenfestsetzung 
zugrunde liegt, auf Antrag die Kostenfestsetzung entsprechend abzuändern. 
Über den Antrag entscheidet der Urkundsbeamte der Geschäftsstelle des 
Gerichts des ersten Rechtszuges. 

(2) Der Antrag ist binnen der Frist von einem Monat bei der Geschäfts-
stelle anzubringen. Die Frist beginnt mit der Zustellung und, wenn es 
einer solchen nicht bedarf, mit der Verkündung des den Wert des Streit-
gegenstandes festsetzenden Beschlusses. 

(3) Die Vorschriften des § 104 Abs. 3 sind anzuwenden. 

S e c h s t e r T i t e l 
Sicherheitsleistung 

§ 108. (1) In den Fällen der Bestellung einer prozessualen Sicherheit 
kann das Gericht nach freiem Ermessen bestimmen, in welcher Art und 
Höhe die Sicherheit zu leisten ist. Soweit das Gericht eine Bestimmung 
nicht getroffen hat und die Parteien ein anderes nicht vereinbart haben, 
ist die Sicherheitsleistung durch Hinterlegung von Geld oder solchen 
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Wertpapieren zu bewirken, die nach § 234 Abs. 1, 3 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs zur Sicherheitsleistung geeignet sind. 

(2) Die Vorschriften des § 234 Abs. 2 und des § 235 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs sind entsprechend anzuwenden. 

§ 109. (1) Is t die Veranlassung fü r eine Sicherheitsleistung weggefallen, 
so h a t auf Antrag das Gericht1), das die Bestellung der Sicherheit an-
geordnet oder zugelassen hat , eine Frist zu bestimmen, binnen der ihm 
die Partei, zu deren Gunsten die Sicherheit geleistet ist, die Einwilligung 
in die Rückgabe der Sicherheit zu erklären oder die Erhebung der Klage 
wegen ihrer Ansprüche nachzuweisen ha t . 

(2) Nach Ablauf der Fris t ha t das Gericht auf Antrag die Rückgabe der 
Sicherheit anzuordnen, wenn nicht inzwischen die Erhebung der Klage 
nachgewiesen ist. 

(3) Die Anträge und die Einwilligung in die Rückgabe der Sicherheit 
können vor der Geschäftsstelle zu Protokoll erklärt werden. Die En t -
scheidungen können ohne mündliche Verhandlung ergehen. 

(4) Gegen den Beschluß, durch den der im Abs. 1 vorgesehene Ant rag 
abgelehnt wird, s teht dem Antragsteller, gegen die im Abs. 2 bezeichnete 
Entscheidung steht beiden Teilen die sofortige Beschwerde zu. 

§ HO2). (1) Angehörige f remder Staaten, die als Kläger auf t re ten , haben 
dem Beklagten auf sein Verlangen wegen der Prozeßkosten Sicherheit zu 
leisten. Das gleiche gilt fü r Staatenlose, die ihren Wohnsitz nicht im Inland 
haben. 

(2) Diese Verpfl ichtung t r i t t nicht ein: 
1. wenn nach den Gesetzen des Staates, dem der Kläger angehört , ein 

Deutscher in gleichem Falle zur Sicherheitsleistung nicht verpfl ichtet 
ist; 

2. im Urkunden- oder Wechselprozeß; 
3. bei Widerklagen; 
4. bei Klagen, die infolge einer öffentlichen Aufforderung angestellt 

werden; 
5. bei Klagen aus Rechten, die im Grundbuch eingetragen sind. 

§ 111. Der Beklagte kann auch dann Sicherheit verlangen, wenn die 
Voraussetzungen für die Verpfl ichtung zur Sicherheitsleistung erst im 
Laufe des Rechtsstreits eintreten und nicht ein zur Deckung ausreichender 
Teil des erhobenen Anspruchs unbest r i t ten ist. 

§ 112. (1) Die Höhe der zu leistenden Sicherheit wird von dem Gericht 
nach freiem Ermessen festgesetzt. 

(2) Bei der Festsetzung ist derjenige Betrag der Prozeßkosten zugrunde 
zu legen, den der Beklagte wahrscheinlich aufzuwenden haben wird. Die 

1) Die REntV. — abgedruckt unter VII — bezeichnet diese Angelegenheit in § 11 als zur selbständigen 
Wahrnehmung durch Rechtspfleger geeignet. 

!) Siehe aber § 10 Gesetz über die Rechtsstellung heimatloser Ausländer im Bundesgebiet vom 
25. 4. 1951 (BGBl. S. 269). 
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dem Beklagten durch eine Widerklage erwachsenden Kosten sind hierbei 
nicht zu berücksichtigen. 

(8) Ergibt sich im Laufe des Rechtsstreits, daß die geleistete Sicherheit 
nicht hinreicht, so kann der Beklagte die Leistung einer weiteren Sicher-
heit verlangen, sofern nicht ein zur Deckung ausreichender Teil des er-
hobenen Anspruchs unbestritten ist. 

§ 113. Das Gericht hat dem Kläger bei Anordnung der Sicherheits-
leistung eine Frist zu bestimmen, binnen der die Sicherheit zu leisten ist. 
Nach Ablauf der Frist ist auf Antrag des Beklagten, wenn die Sicherheit 
bis zur Entscheidung nicht geleistet ist, die Klage für zurückgenommen zu 
erklären oder, wenn über ein Rechtsmittel des Klägers zu verhandeln ist, 
dieses zu verwerfen. 

S i e b e n t e r T i t e l 
Armenrecht 

§ 114. (1) Einer Partei, die außerstande ist, ohne Beeinträchtigung des 
für sie und ihre Familie notwendigen Unterhalts die Kosten des Prozesses 
zu bestreiten, ist auf Antrag das Armenrecht zu bewilligen, wenn die be-
absichtigte Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidigung eine hinreichende 
Aussicht auf Erfolg bietet und nicht mutwillig erscheint. Die Rechtsverfol-
gung ist auch dann als mutwillig anzusehen, wenn mit Rücksicht auf die 
für die Beitreibung des Anspruchs bestehenden Aussichten eine nicht das 
Armenrecht beanspruchende Partei von einer Prozeßführung absehen oder 
nur einen Teil des Anspruchs geltend machen würde. 

(2) Angehörige fremder Staaten1) haben auf das Armenrecht nur insoweit 
Anspruch, als die Gegenseitigkeit verbürgt ist. Einem Staatenlosen kann 
das Armenrecht gewährt werden, wenn es ihm als Inländer zu gewähren 
wäre. 

(3) Einer Partei kraft Amtes kann bei Vorliegen der im Abs. 1 bezeich-
neten Voraussetzungen das Armenrecht bewilligt werden, wenn die zur 
Führung des Prozesses erforderlichen Mittel weder aus der verwalteten 
Vermögensmasse noch von den an der Führung des Prozesses wirtschaft-
lich Beteiligten aufgebracht werden können. 

(4) Einer inländischen juristischen Person kann bei Vorliegen der im 
Abs. 1 bezeichneten Voraussetzungen das Armenrecht bewilligt werden, 
wenn die zur Führung des Prozesses erforderlichen Mittel weder von ihr 
noch von den an der Führung des Prozesses wirtschaftlich Beteiligten auf-
gebracht werden können und die Unterlassung der Rechtsverfolgung oder 
Rechtsverteidigung allgemeinen Interessen zuwiderlaufen würde. 

§ 115. (1) Durch die Bewilligung des Armenrechts erlangt die Partei: 
1. die einstweilige Befreiung von der Berichtigung der rückständigen 

und künftig erwachsenden Gerichtskosten, einschließlich der Ge-
") Siehe F u ß n o t e zu § 110. 
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bühren der Beamten, der den Zeugen und den Sachverständigen zu 
gewährenden Vergütung und der sonstigen baren Auslagen; 

2. die Befreiung von der Sicherheitsleistung für die Prozeßkosten; 
3. das Recht , daß ihr zur vorläufig unentgeltlichen Bewirkung von 

Zustellungen und von Vollstreckungshandlungen ein Gerichtsvoll-
zieher und, insoweit eine Vertretung durch Anwälte geboten ist, zur 
vorläufig unentgeltlichen Wahrnehmung ihrer Rechte ein Rechts-
anwalt beigeordnet werde. 

(2) Ist die arme Partei imstande, die Kosten des Prozesses ohne Be-
einträchtigung des fü r sie und ihre Familie notwendigen Unterhal ts zu 
einem Teil zu bestreiten, so ist zu bestimmen, daß wegen dieses Teiles die 
einstweilige Befreiung von der Berichtigung der Gerichtskosten sowie der 
Gebühren und Auslagen des Anwalts nicht e int r i t t ; das Gericht kann s t a t t 
dessen auch best immte Gebühren ganz "oder teilweise von der Befreiung 
ausnehmen. In den Fällen des § 114 Abs. 2 Satz 2, Abs. 3 und 4 gelten diese 
Vorschriften entsprechend. 

§ 116. Insoweit nicht eine Vertretung durch Anwälte geboten oder ein 
Anwalt gemäß der Rechtsanwaltsordnung1) beigeordnet ist, kann einer 
armen Partei zur unentgeltlichen Wahrnehmung ihrer Rechte ein Justiz-
beamter, der nicht als Richter angestellt ist, oder ein Rechtskundiger, der 
die vorgeschriebene erste P rü fung für den Just izdienst bestanden hat , 
auf Antrag beigeordnet werden. Die hierdurch ents tehenden baren Aus-
lagen werden von der Staatskasse bestr i t ten und als Gerichtskosten in 
Ansatz gebracht. 

§ 117. Die Bewilligung des Armenrechts ha t auf die Verpflichtung zur 
Ers ta t tung der dem Gegner erwachsenden Kosten keinen Einfluß. 

§ 118. (1) Das Gesuch um Bewilligung des Armenrechts ist bei dem 
Prozeßgericht anzubringen; es kann vor der Geschäftsstelle zu Protokoll 
erklärt werden. 

(2) Dem Gesuch ist ein von der zuständigen Behörde der Par te i aus-
gestelltes Zeugnis beizufügen, in dem unter Angabe des Standes oder Ge-
werbes, der Vermögens- und Familienverhältnisse der Par te i sowie des 
Betrages der von dieser zu entr ichtenden direkten Steuern das Unvermögen 
zur Bestrei tung der Prozeßkosten ausdrücklich bezeugt wird. Für Personen, 
die unter Vormundschaf t oder Pflegschaft stehen, kann das Zeugnis auch 
von der vormundschaft l ichen Behörde ausgestellt werden; soll von einem 
unehelichen Kinde ein Anspruch auf Unterhal t gegen seinen Vater geltend 
gemacht werden, so bedarf es des Zeugnisses nicht. 

(3) In dem Gesuch ist das Streitverhältnis unter Angabe der Beweis-
mittel darzulegen. 

In der brit. Zone: § 44 RAnwO. vom 10. 3. 1949 (VOB1. BZ. S. 80). 
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§ 118a. (1) Das Gericht kann verlangen, daß der Antragsteller seine 
tatsächlichen Angaben glaubhaf t macht . Es soll, wenn dies nicht aus be-
sonderen Gründen unzweckmäßig erscheint, vor der Bewilligung des 
Armenrechts den Gegner hören. Es kann auch, soweit dies ohne erhebliche 
Verzögerung möglich ist, Erhebungen anstellen, insbesondere die Vor-
legung von Urkunden anordnen und von Behörden Auskünf te einholen. 
Die Vernehmung von Zeugen oder Sachverständigen ist nur zulässig, wenn 
der Sachverhalt , soweit dies zur Entscheidung über das Armenrechts-
gesuch erforderlich ist, auf andere Weise nicht hinreichend geklärt werden 
kann ; eine Beeidigung f indet nicht s ta t t . 

(2) Die im Abs. 1 bezeichneten Maßnahmen sind von dem Vorsitzenden 
oder einem von ihm beauf t ragten Mitglied des Gerichts oder einem von 
ihm ersuchten Richter durchzuführen. Die Anhörung des Gegners kann 
auch zu Protokoll der Geschäftsstelle des Prozeßgerichts oder des ersuchten 
Gerichts erfolgen. 

(3) Einigen sich die Parteien bei der Anhörung des Gegners über den 
streitigen Anspruch, so ist der Vergleich zu richterlichem Protokoll zu 
nehmen. 

(4) Eine Ers t a t tung der dem Gegner durch die Anhörung gemäß Abs. 1 
Satz 2 erwachsenen Kosten f indet nicht s ta t t . Die durch die Vernehmung 
von Zeugen und Sachverständigen gemäß Abs. 1 Satz 3 ents tandenen Aus-
lagen sind als Gerichtskosten von der Par tei zu tragen, der die Kosten des 
Rechtsstrei ts auferlegt sind. 

§ 119. (1) Die Bewilligung des Armenrechts erfolgt fü r jeden Rechtszug 
besonders, für den ersten Rechtszug einschließlich der Zwangsvollstreckung. 

(2) In dem höheren Rechtszuge bedarf es des Nachweises des Unver-
mögens nicht, wenn das Armenrecht in dem vorherigen Rechtszuge be-
willigt war. H a t der Gegner das Rechtsmit tel eingelegt, so ist in dem 
höheren Rechtszuge nicht zu prüfen, ob die Rechtsverfolgung oder Rechts-
verteidigung der Par te i hinreichende Aussicht auf Erfolg bietet oder mut-
willig erscheint. g 

§ 120. Die Bewilligung des Armenrechts für den Kläger, den Beruf ungs-
kläger und den Revisionskläger ha t zugleich für den Gegner die einst-
weilige Befreiung von dem in § 115 Abs. 1 Nr. 1 bezeichneten Kosten zur 
Folge. 
V 

§ 121. Das Armenrecht kann zu jeder Zeit entzogen werden, wenn sich 
ergibt, daß eine Voraussetzung der Bewilligung nicht vorhanden war oder 
nicht mehr vorhanden ist. 

§ 122. Das Armenrecht erlischt mit dem Tode der Person, der es be-
willigt ist. 
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§ 123. (1) Die Gerichtskosten, von deren Berichtigung die arme Partei 
einstweilen befreit ist, können von dem in die Prozeßkosten verurteil ten 
Gegner nach Maßgabe der für die Beitreibung rückständiger Gerichts-
kosten geltenden Vorschriften eingezogen werden. 

(2) Die Gerichtskosten, von deren Berichtigung der Gegner der armen 
Partei einstweilen befreit ist, sind von ihm einzuziehen, soweit er in die 
Prozeßkosten verurteil t oder der Rechtsstrei t ohne Urteil über die Kosten 
beendigt ist. 

§ 124. (1) Die fü r die arme Partei bestellten Gerichtsvollzieher und 
Rechtsanwälte1) sind berechtigt, ihre Gebühren und Auslagen von dem 
in die Prozeßkosten verurtei l ten Gegner beizutreiben. 

(2) Eine Einrede aus der Person der armen Par te i ist nur insoweit zu-
lässig, als die Aufrechnung von Kos ten . verlangt wird, die nach der in 
demselben Rechtsstrei t über die Kosten erlassenen Entscheidung von der 
armen Par te i zu ers ta t ten sind. 

§ 125. (1) Die zum Armenrecht zugelassene Partei ist zur Nachzahlung 
der Beträge, von deren Berichtigung sie einstweilen befreit war, ver-
pflichtet , sobald sie ohne Beeinträchtigung des fü r sie und ihre Familie 
notwendigen Unterhal t s dazu imstande ist. 

(2) Das gleiche gilt fü r die Beträge, von deren Berichtigung der Gegner 
einstweilen befreit war, soweit die arme Par te i in die Prozeßkosten ver-
urteilt ist. 

§ 126. (1) Über das Gesuch um Bewilligung des Armenrechts, über 
seine Entziehung und über die Verpfl ichtung zur Nachzahlung der Be-
träge, von deren Berichtigung die zum Armenrecht zugelassene Par te i oder 
der Gegner einstweilen befreit ist, kann ohne mündliche Verhandlung ent-
schieden werden. 

(2) Dem Beschluß, durch den das Armenrecht verweigert oder entzogen 
wird, soll, sofern dies nicht nach der Lage des Falles entbehrlich oder un-
zweckmäßig erscheint, eine kurze Begründung beigefügt werden, aus der 
die für die Entscheidung maßgebenden rechtlichen oder tatsächlichen 
Gründe ersichtlich sind. 

§ 127. Der Beschluß, durch den das Armenrecht bewilligt wird, ist 
unanfechtbar . Gegen den Beschluß, durch den das Armenrecht verweigert 
oder entzogen oder die Nachzahlung von Kosten angeordnet wird, f indet 
die Beschwerde s t a t t ; dies gilt nicht, wenn das Berufungsgericht den Be-
schluß erlassen hat . Eine weitere Beschwerde ist ausgeschlossen. 

1) Gesotz, betreffend die Er s t a t tung von Rechtsanwal tsgcbühren in Armensachen und Änderung 
des Gerichtskostengesetzes vom 20. 12. 1328 (RGBl. I S. 411). 
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D r i t t e r A b s c h n i t t 

Verfahren1) 

E r s t e r T i t e l 

Mündliche Verhandlung 

§ 128. (1) Die Verhandlung der Parteien über den Rechtsstreit vor 
dem erkennenden Gericht ist eine mündliche. 

(2) Mit Einverständnis der Parteien kann das Gericht eine Entscheidung 
ohne mündliche Verhandlung treffen2). 

§ 129. (1) In Anwaltsprozessen wird die mündliche Verhandlung durch 
Schriftsätze vorbereitet. 

(2) In anderen Prozessen können vorbereitende Schriftsätze gewechselt 
werden. 

§ 130. Die vorbereitenden Schriftsätze sollen enthalten: 
1. die Bezeichnung der Parteien und ihrer gesetzlichen Vertreter nach 

Namen, Stand oder Gewerbe, Wohnort und Parteistellung; die Be-
zeichnung des Gerichts und des Streitgegenstandes; die Zahl der 
Anlagen; 

2. die Anträge, welche die Partei in der Gerichtssitzung zu stellen be-
absichtigt ; 

3. die Angabe der zur Begründung der Anträge dienenden tatsächlichen 
Verhältnisse; 

4. die Erklärung über die tatsächlichen Behauptungen des Gegners; 
5. die Bezeichnung der Beweismittel, deren sich die Partei zum Nach-

weis oder zur Widerlegung tatsächlicher Behauptungen bedienen 
will, sowie die Erklärung über die von dem Gegner bezeichneten 
Beweismittel; 

6. in Anwaltsprozessen die Unterschrift des Anwalts, in anderen Pro-
zessen die Unterschrift der Partei selbst oder desjenigen, der für sie 
als Bevollmächtigter oder als Geschäftsführer ohne Auftrag handelt. 

§ 131. (1) Dem vorbereitenden Schriftsatz sind die in den Händen der 
Partei befindlichen Urkunden, auf die in dem Schriftsatz Bezug genommen 
wird, in Urschrift oder in Abschrift beizufügen. 

(2) Kommen nur einzelne Teile einer Urkunde in Betracht, so genügt 
die Beifügung eines Auszugs, der den Eingang, die zur Sache gehörende 
Stelle, den Schluß, das Datum und die Unterschrift enthält. 

') Handhabung erläutert in AV. R J M . vom 11. 11. 1935 ( D J . S. 1654). 
2) Unanwendbar im ersten Rechtszug vor dem ArbGer. (Art. 8 Nr. 103 des Wiedervereinheitlichungs-

gesetzes — abgedruckt unter V). 
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(3) Sind die Urkunden dem Gegner bereits bekannt oder von bedeuten-
dem Umfang, so genügt ihre genaue Bezeichnung mit dem Erbieten, Ein-
sicht zu gewähren. 

§ 132. (1) Der vorbereitende Schriftsatz, der neue Tatsachen oder ein 
anderes neues Vorbringen enthält, ist so rechtzeitig einzureichen, daß er 
mindestens eine Woche vor der mündlichen Verhandlung zugestellt werden 
kann. Das gleiche gilt für einen Schriftsatz, der einen Zwischenstreit be-
trifft. 

(2) Der vorbereitende Schriftsatz, der eine Gegenerklärung auf neues 
Vorbringen enthält, ist so rechtzeitig einzureichen, daß er mindestens drei 
Tage vor der mündlichen Verhandlung zugestellt werden kann. Dies gilt 
nicht, wenn es sich um eine schriftliche Gegenerklärung in einem Zwischen-
streit handelt. 

§ 133. (1) Die Parteien sollen den Schriftsätzen, die sie bei dem Gericht 
einreichen, die für die Zustellung erforderliche Zahl von Abschriften bei-
fügen. 

(2) Im Falle der Zustellung von Anwalt zu Anwalt (§ 198) haben die 
Parteien sofort nach der Zustellung eine für das Prozeßgericht bestimmte 
Abschrift ihrer vorbereitenden Schriftsätze und der Anlagen auf der Ge-
schäftsstelle niederzulegen. 

§ 134. (1) Die Partei ist, wenn sie rechtzeitig aufgefordert wird, ver-
pflichtet, die in ihren Händen befindlichen Urkunden, auf die sie in einem 
vorbereitenden Schriftsatz Bezug genommen hat, vor der mündlichen Ver-
handlung auf der Geschäftsstelle niederzulegen und den Gegner von der 
Niederlegung zu benachrichtigen. 

(2) Der Gegner hat zur Einsicht der Urkunden eine Frist von drei Tagen. 
Die Frist kann auf Antrag von dem Vorsitzenden verlängert oder ab-
gekürzt werden. 

§ 135. (1) Den Rechtsanwälten steht es frei, die Mitteilung von Ur-
kunden von Hand zu Hand gegen Empfangsbescheinigung zu bewirken. 

~ (2) Gibt ein Rechtsanwalt die ihm eingehändigte Urkunde nicht binnen 
der bestimmten Frist zurück, so ist er auf Antrag nach mündlicher Ver-
handlung zur unverzüglichen Rückgabe zu verurteilen. 

(3) Gegen das Zwischenurteil findet sofortige Beschwerde statt . 

§ 136. (1) Der Vorsitzende eröffnet und leitet die mündliche Verhand-
lung. 

(2) E r erteilt das Wort und kann es demjenigen, der seinen Anordnungen 
nicht Folge leistet, entziehen. 

(3) E r hat Sorge zu tragen, daß die Sache erschöpfend erörtert und die 
Verhandlung ohne Unterbrechung zu Ende geführt wird; erforderlichenfalls 
hat er die Sitzung zur Fortsetzung der Verhandlung sofort zu bestimmen. 


